Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2013 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1967 

II/l — 68070 — 5838/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtsdiafts- 
gemein Schaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission für 


eine Verordnung des Rats über die Finanzierung der Aus- 
gaben für Interventionen auf dem Binnenmarkt für Getreide 
beim Übergang vom Wirtschaftsjahr 1966/67 zum Wirt- 
schaftsjahr 1967/68; 

eine Verordnung des Rats über Maßnahmen bei den 
Preisen für gewisse Milcherzeugnisse in Deutschland wäh- 
rend des Milchwirtschaftsjahres 1967/68. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 27. Juni 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat kann gerechnet werden. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Finanzierung der Ausgaben für Interventionen auf 
dem Binnenmarkt für Getreide beim Übergang vom Wirt- 
schaftsjahr 1966/67 zum Wirtschaftsjahr 1967/68 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, insbesondere 
auf Artikel 6 ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die gemeinschaftliche Finanzierung der Inter- 
ventionsausgaben für Getreide müssen die Bedin- 
gungen für die Beteiligung des Fonds beim Über- 
gang vom Wirtschaftsjahr 1966/67 zum Wirtschafts- 
jahr 1967/68, dem ersten Wirtschaftsjahr mit einem 
gemeinsamen Preissystem, festelegt werden. 

Die Verordnung Nr. 18/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die Finanzierung der Ausgaben 
für Interventionen auf dem Binnenmarkt für Ge- 
treide-), legt in Artikel 2 Absatz 3 die Methode 
für die Berechnung der von jedem Mitgliedstaat 
erlittenen Verluste bzw. zu tragenden Lasten beim 
Übergang von einem Wirtschaftsjahr zum anderen 
fest. 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 586/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 595/64 


Die Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats^), vom 

über die gemeinsame Marktorganisation 

für Getreide sieht keinen abgeleiteten Richtpreis 
vor. Um daher die Verordnung Nr. 18/64/EWG an- 
wenden zu können, ist im ersten Monat des Wirt- 
schaftsjahres 1967/68 ein Betrag festzusetzen, der 
den für die Zone mit dem größten Überschuß nach 
der früheren Regelung geltenden Richtpreis er- 
setzt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Der folgende Unterabsatz ist zwischen dem ersten 
und dem zweiten Unterabsatz des Artikels 2 Ab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 18/64/EWG einzufügen: 
„Für den Übergang vom Wirtschaftsjahr 1966/67 
zum Wirtschaftsjahr 1967/68 wird der vorstehend ge- 
nannte Richtpreis von dem in derselben Zone im 
ersten Monat des folgenden Wirtschaftsjahres für 
das betreffende Erzeugnis geltenden Interventions- 
preis ersetzt, der um einen Betrag gleich dem ünter- 
schied zwischen dem Grundinterventionspreis und 
dem Richtpreis erhöht wird." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . 1967, Seite . . ./67 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über Maßnahmen bei den Preisen für gewisse Milcherzeugnisse 
in Deutschland während des Milchwirtschaftsjahres 1967/1968 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milchorzeugnisse ^), insbesondere auf Ar- 
tikel 19 Absatz (4), Artikel 20 Absatz (3) und Ar- 
tikel 23, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat ist im Juli 1966 übereingekommen, 

daß die Gewährung staatlicher Beihilfen, die an 
bestimmte Milcherzeugnisse gebunden sind, und der 
Beihilfen, die für die von den Erzeugern verkaufte 
Milch gezahlt werden, unvereinbar mit der Anwen- 
dung der ab April 1968 in Aussicht genommenen 
gemeinsamen Preise für Milch und Milcherzeugnisse 
ist. 

Deutschland gewährt gegenwärtig Beihilfen im 
Sinne des Artikels 19 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 13/ 64/EWG; um den Übergang zum gemein- 
samen Milchmarkt zu erleichtern, ist es angebracht, 
eine Verminderung dieser Beihilfen vorzusehen und 
die in Artikel 19 Absatz (4) Unterabsatz 2 der Ver- j 
Ordnung Nr. 13/64/EWG genannten Beihilfen mit , 
VVürkung vom 1. Juli 1967 beschleunigt zu verrin- j 
gern; hierbei empfiehlt es sich, die unter diesen ] 
Unterabsatz fallenden Beihilfen aufzuheben. Die I 
Auswirkung dieser Aufhebung der Beihilfen je 
100 kg Erzeugnis ist in der nachstehenden Tabelle 
angegeben. 


Warengruppe DM 


6 12 ,— 

8 18 ,— 

9 12,— 

CHE 12,— 

TI 12,— 


ln Artikel 19 Absatz (4) Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG ist vorgesehen, daß auch 
die nicht unter Unterabsatz (2) fallenden Beihilfen 
verringert werden. Aus denselben Gründen wie für 
die oben genannten Beihilfen empfiehlt es sich, diese 
Beihilfen in Deutschland mit Wirkung vom 3. Juli 
1967 um weitere 0,25 DM je 100 kg an Molkereien 
gelieferte Milch zu senken. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 549/64 


Die Auswirkung dieser zusätzlichen Verringerung 
der Beihilfen je 100 kg Erzeugnis ist in der nach- 

stehenden Tabelle angegeben: 


Warengruppe 

DM 

1 

2 

2,23 

3 

2,93 

4 

0,55 

5 

0,73 

6 

7 

2,48 

8 

3,20 

9 

2,75 

10 

2,38 

11 

2,43 

12 


13 

— 

14 

0,25 

CHE 

2,60 

TI 

2,75 

Gemäß Artikel 19 Absatz (4) 

Unterabsatz 3 der 

Verordnung Nr. 13/64/EWG sind 

die vorgenannten 

Verringerungen der Beihilfen durch eine entspre- 
chende Erhöhung der Schwellenpreise auszugleichen. 

Bei den Erzeugnissen der Warengruppe Nr. 5 ist 
jedoch im Hinblick auf den in Aussicht genommenen 
gemeinsamen Schwellenpreis eine weitere An- 


hebung nicht wünschenswert. 

Außerdem ist angezeigt, die für alle Mitglied- 
staaten bereits einheitlichen Schwellenpreise der Er- 
zeugnisse der Gruppen Nr. 7 und Nr. 11 beizube- 
halten und demzufolge keine Änderung vorzu- 
nehmen. 

Für die Festsetzung der Höhe der Schwellenpreise 
für die Erzeugnisse der Gruppe Nr. 8 und für 
Cheddar-Käse müssen die Verhandlungsergebnisse 
im Rahmen des GATT bezüglich der Änderungen der 
Konsolidierungsbedingungen abgewartet werden. 
Aus diesem Grunde ist es notwendig, die Schwellen- 
preise der genannten Erzeugnisse zunächst unver- 
ändert beizubehalten — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Mit Wirkung vom 3. Juli 1967 

— verringert Deutschland die Beihilfe, die für je 
100 kg an Molkereien gelieferte Milch gewährt 
wird, um 0,25 DM; 
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— hebt Deutschland die in Artikel 19 Absatz (4) 
Unterabsatz 2 genannte Beihilfe (Käse-Sonder- 
stützung) auf. 


Artikel 2 

Deutschland setzt mit Wirkung vom 3. Juli 1967 
die Schwellenpreise je 100 kg Erzeugnis für die ver- 
bleibende Zeit des Milchwirtschaftsjahres 1967/ 
1968 in Höhe der gegenwärtig gültigen Schwellen- 
preise fest, die, vorbehaltlich einer Revision der in 
Artikel 2 Absatz (1) dritter Gedankenstrich der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG vorgesehenen Pauschbe- 


träge gemäß den Angaben 
Tabelle berichtigt werden: 

in der nachstehenden 

Warengruppe 

DM 

1 

2 

-f 2,23 

3 

+ 2,93 

4 

+ 0,55 

5 

— 

6 

+ 14,48 

7 

— ■ 

8 

— 

9 

+ 14,75 

10 

+ 2,38 

11 

— 

12 

— 

13 

— 

14 

+ 0,25 

CHE 

— 

TI 

+ 14,75 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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